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Letztlich konnte sich die Ampel-Koalition doch einigen und hat einen Regie-
rungsentwurf für ein Wachstumschancengesetz vorgelegt. Ein Kernelement 
der  zahlreichen (beabsichtigten) Steueränderungen ist eine Investitionsprämie 
für Investitionen in den Klimaschutz.

Darüber hinaus ist in diesem Monat auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

   Beim häuslichen Arbeitszimmer und der Homeoffice-Pauschale gelten seit 
2023 „neue Spielregeln“. Details regelt ein Anwendungsschreiben des Bun-
desfinanzministeriums.

   Nachhaltigkeit ist in aller Munde. Nun hat die EU-Kommission das erste voll-
ständige sektorunabhängige Set von Standards zur Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung veröffentlicht.

Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Ausgabe für  
Oktober 2023. Viel Spaß beim Lesen!

STEUERTERMINE 2023 

Oktober – Dezember

SCHECKZAHLUNGEN 

Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!
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EDITORIAL 

Sehr geehrte 
Leserinnen und Leser,

Durch das Jahressteuergesetz 2022 wurde der 
Abzug für Kosten für ein (häusliches) Arbeits-
zimmer mit Wirkung ab 2023 teilweise neu 
geregelt. Zudem wurde die bislang befristet 
geltende Homeoffice- bzw. Tagespauschale 
dauerhaft im Einkommensteuergesetz ver-
ankert. Das Bundesfinanzministerium hat nun 
zu den Neuregelungen umfangreich Stellung 
bezogen.

  Arbeitszimmer

Nach wie vor sind Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer grundsätzlich nicht 
als Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
abzugsfähig (§ 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 6b S. 1 und  
§ 9 Abs. 5 S. 1 Einkommensteuergesetz [EStG]). 

Merke | Bei den Aufwendungen handelt es  
sich insbesondere um die Kosten für die 
 Aus stattung des Zimmers (z. B. Tapeten), 
Miete bzw. Abschreibungen für das Gebäude 
sowie Wasser-/Energiekosten. Arbeitsmittel 
(z. B. Aktenschränke) sind von den Abzugs-
beschränkungen nicht betroffen.

Soweit aber der Mittelpunkt der gesamten 
betrieblichen und beruflichen Betätigung im 
häuslichen Arbeitszimmer liegt, sind die Auf-
wendungen in voller Höhe abziehbar. Anstelle 
des Abzugs der tatsächlichen Aufwendungen 
ist ab 2023 ein pauschaler Abzug in Höhe von 
1.260 EUR möglich (Wahlrecht). 

Bei dieser Jahrespauschale (Kürzung um 1/12 
für jeden vollen Kalendermonat, in dem die 
 Voraussetzungen nicht vorliegen) handelt es 
sich um einen personenbezogenen Betrag, 
weil er sich am Höchstbetrag der Homeoffice-
Pauschale (ab 2023: 1.260 EUR) orientiert.

Merke | Liegt der Mittelpunkt der Betä-
tigung nicht im Arbeitszimmer, steht dem 
 Steuerpflichtigen aber kein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung, ist nur noch die Home-
office-Pauschale abziehbar. Der auf 1.250 EUR 
gedeckelte Abzug von Aufwendungen ist ab 
2023 nicht mehr möglich.

Liegen die Voraussetzungen für den Abzug der 
Aufwendungen nicht im gesamten Jahr vor und 
wird die Jahrespauschale gekürzt („1/12“), 
kann für diesen Kürzungszeitraum die Home-
office-Pauschale zu gewähren sein.

Das Bundesfinanzministerium geht in seinem 
Schreiben darüber hinaus insbesondere auf 
 folgende Punkte ein: 

   Nutzung des Arbeitszimmers zur Erzie-
lung unterschiedlicher Einkünfte, durch 
mehrere Steuerpflichtige und in Zeiten 
der Nichtbeschäftigung sowie Vermie-
tung eines häuslichen Arbeitszimmers.

Weiter auf Seite 4  

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Häusliches Arbeitszimmer und Homeoffice-
Pauschale seit 2023: Bundesfinanzministerium 
veröffentlicht Anwendungsschreiben

Carsten Ernst
Geschäftsführender 
Gesellschafter | 
Wirtschaftsprüfer
Steuerberater

auf Seite 7 gehen wir in diesem Rundschrei-
ben auf die neuen Standards zur Nachhaltig-
keitsberichterstattung (ESRS) ein.

Die sogenannte „Corporate  Sustainability Re-
porting Directive (CSRD)“ ist bereits seit An-
fang des Jahres in Kraft. Bzgl. der Umsetzung 
dieser Richtlinie in deutsches Recht wird in 
den kommenden Wochen der Entwurf des 
entsprechenden Gesetzes erwartet. Wesent-
liche Überraschungen wird es dabei jedoch 
wohl nicht geben, da die Richtlinie so gut 
wie keine Mitgliedstaatenwahl rechte enthält.

Zukünftig werden somit auch viele mittel-
ständische Unternehmen in Deutschland der 
Pflicht zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
unterliegen. Dieser Nachhaltigkeitsbericht 
muss in den Lagebericht aufgenommen wer-
den und gehört somit auch zur Prüfung durch 
den Abschlussprüfer. Aber auch nicht direkt 
von der Berichtspflicht betroffene Unterneh-
men werden zukünftig verstärkt mit Anfra-
gen seitens Banken und Kunden in Bezug auf 
Nachhaltigkeitsinformationen konfrontiert 
werden. Ebenso im Bereich der Mitarbeiter-
bindung und -gewinnung sollte das Thema 
Nachhaltigkeit nicht unterschätzt werden. Im 
Kern geht es also definitiv um mehr als „nur“ 
eine neue Berichtspflicht.

Die Ausweitung der Pflicht zur Nachhaltig-
keitsberichterstattung durch die CSRD gilt als 
einer der größten regulatorischen Eingriffe in 
die externe Unternehmensberichterstattung 
der letzten Jahrzehnte. Es bleibt zu hoffen, 
dass alle beteiligten Akteure einen mittel-
standsfreundlichen und pragmatischen An-
satz bei der Umsetzung und Anwendung im 
Auge behalten. Neben der Transformation 
der Wirtschaft zu mehr Nachhaltigkeit gibt es 
schließlich noch weitere  unternehmerische 
Herausforderungen in Zeiten wie diesen 
 (siehe hierzu bspw. das Editorial unseres 
letzten Rundschreibens zum Thema Wachs-
tumschancengesetz). 
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  Homeoffice-Pauschale 

Die Homeoffice-Pauschale gilt für Unterneh-
mer (Betriebsausgaben) und für Arbeitneh-
mer (Werbungskosten). Sie kann auch bei den 
Aufwendungen für die erstmalige Berufsaus-
bildung (Sonderausgaben) genutzt werden. 
Das Besondere ist, dass für diese Pauschale 
kein dem Typusbegriff entsprechendes häus-
liches Arbeitszimmer vorliegen muss. Bereits 
Arbeiten „am Küchentisch“ berechtigen zum 
Abzug. 

Ab 2023 kann für jeden Tag, an dem die 
betriebliche oder berufliche Tätigkeit über-
wiegend (zeitlicher Faktor) in der Wohnung 
ausgeübt und keine außerhalb der Wohnung 
belegene erste Tätigkeitsstätte aufgesucht 
wird, für die gesamte Betätigung ein Betrag 
von 6 EUR als Tagespauschale, max. 1.260 EUR  
im Jahr (= 210 Arbeitstage), abgezogen werden. 

Beachten Sie | Aufwendungen für Arbeits-
mittel sowie betrieblich oder beruflich ver-
anlasste Telefon-/Internetkosten sind parallel 
abzugsfähig.

 Beispiel

A ist an einem Tag am Vormittag für fünf 
Stunden im Homeoffice tätig. Am Nachmittag 
fährt er für drei Stunden zu einem Kunden 
(Auswärtstätigkeit).

Bis 2022 konnte A nur die Kosten der Aus-
wärtstätigkeit absetzen. Ab 2023 kann er 
auch die Pauschale von 6 EUR geltend ma-
chen, da er seine Tätigkeit an diesem Tag 
überwiegend im Homeoffice erbracht hat.   

Abwandlung: A fährt nicht zu einem Kunden, 
sondern zu seiner Tätigkeitsstätte bei seinem 
Arbeitgeber.

A erhält nur die Entfernungspauschale für die 
Fahrt zur ersten Tätigkeitsstätte (keine Home-
office-Pauschale).

Steht für die betriebliche oder berufliche 
 Tätigkeit dauerhaft kein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung, ist ein Abzug der Tages-
pauschale auch zulässig, wenn die Tätigkeit 
am selben Kalendertag auswärts oder an 
der ersten Tätigkeitsstätte ausgeübt wird  
(§ 4 Abs. 5 Nr. 6c S. 2 EStG).

Beachten Sie | Ein anderer Arbeitsplatz ist 
grundsätzlich jeder Arbeitsplatz, der zur Er-
ledigung büromäßiger Arbeiten geeignet ist.

Bislang wurde diese Regelung teilweise so 
interpretiert, dass die Pauschale nur dann ab-
ziehbar ist, wenn die Tätigkeit im Home office 
zeitlich überwiegt. Dieser Ansicht hat das 
Bundesfinanzministerium jedoch eine Absage 
erteilt. 

 Beispiel

Lehrerin L hat in der Schule dauerhaft keinen 
anderen Arbeitsplatz. Am Vormittag unter-
richtet sie fünf bis sechs Stunden, am Nach-
mittag bereitet sie für ein bis zwei Stunden 
den Unterricht zu Haue vor.

L kann für alle Tage, an denen sie auch nur 
geringfügig im Homeoffice tätig wurde, die 
Pauschale von 6 EUR absetzen (höchstens 
1.260 EUR im Jahr). Zusätzlich erhält sie für die 
Fahrten zur Schule die Entfernungspauschale.

Werden für die Wohnung, in der sich das 
Homeoffice befindet, Unterkunftskosten im 
Rahmen einer doppelten Haushaltsführung 
als Werbungskosten abgezogen oder vom 
Arbeitgeber steuerfrei erstattet, ist die Tages-
pauschale nicht anzusetzen. Aber: Wird der 
monatliche Grenz betrag von 1.000 EUR für die 
Unterkunftskosten überschritten, lassen sich 
nicht mehr sämtliche Aufwendungen abzie-
hen und die Tagespauschale ist anzuwenden.

Beachten Sie | Die Pauschale ist unter den 
weiteren Voraussetzungen auch zu berück-
sichtigen, wenn die betriebliche oder beruf-
liche Tätigkeit im eigenen (Familien-)Haushalt 
ausgeübt wird.

Quelle | BMF-Schreiben vom 15.8.2023, Az. IV C 6 - S 2145/19/ 
10006 :027, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 236925
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FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Wachstumschancengesetz: Regierungsentwurf liegt nun (endlich) vor

Schon kurz nach der Sommerpause gab es 
wieder Streit in der Ampel-Koalition. Dies-
mal ging es um das „Gesetz zur Stärkung 
von Wachstumschancen, Investitionen und 
Innovation sowie Steuervereinfachung und 
Steuerfairness (Wachstumschancengesetz)“. 
So wurde der Regierungsentwurf von Bun-
desfamilienministerin Lisa Paus (Bündnis 90/
Die Grünen) zunächst blockiert. Sie forderte 
größere Mittel für die Kindergrundsicherung. 
Nachdem hier Einigung erzielt wurde, konnte 
der Regierungsentwurf dann doch (verspätet) 
vorgelegt werden. 

Der Entwurf enthält auf 287 Seiten (!) zahl-
reiche (steuerliche) Änderungen, die auszugs-
weise vorgestellt werden.

  Investitionen in den Klimaschutz

Durch das eigenständige „Klimaschutz-Inves-
titionsprämiengesetz“ soll die Transformation 
der Wirtschaft insbesondere in Richtung von 
mehr Klimaschutz gefördert werden – und zwar 
durch eine Investitionsprämie (im Koalitions-
vertrag als „Superabschreibung“ bezeich net). 

Anspruchsberechtigt sollen  Steuerpflichtige 
i. S. des Einkommen- und Körperschaftsteuer-
gesetzes (EStG und KStG) sein, soweit sie 
steuerpflichtige Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbst-
ständiger Arbeit erzielen und nicht von der 
Besteuerung befreit sind. Bei gewerblichen 
Personengesellschaften soll die Mitunterneh-
merschaft anspruchsberechtigt sein. 

Begünstigt ist die Anschaffung oder Herstel-
lung eines neuen abnutzbaren beweglichen 
Wirtschaftsguts des Anlagevermögens sowie 
Maßnahmen an einem bestehenden beweg-
lichen abnutzbaren Wirtschaftsgut des Anla-
gevermögens (nachträgliche Anschaffungs-/
Herstellungskosten), wenn das Wirtschafts-
gut in einem Einsparkonzept enthalten ist 

und dazu dient, die Energieeffizienz zu ver-
bessern. Nicht begünstigt: Investitionen in 
Kraft-Wärme-Kopplung oder Fernwärme. 

Die Investitionsprämie soll befristet gelten. 
Konkret steht im Entwurf: Die Investition ist 
begünstigt, wenn sie der Berechtigte nach 
dem 31.12.2023 (frühestens Datum des  Tages  
der Gesetzesverkündung) begonnen und 
vor dem 1.1.2030 abgeschlossen hat. Nach 
2029 abgeschlossene Investitionen sind be-
günstigt, soweit vor dem 1.1.2030 Teilher-
stellungskosten entstanden sind oder An-
zahlungen auf Anschaffungskosten geleistet 
werden. 

Die Investitionsprämie kann nur beansprucht 
werden, wenn die förderfähigen Aufwendun-
gen für die Investition mindestens 5.000 EUR 
betragen. Die Bemessungsgrundlage bezieht 
sich auf die im Förderzeitraum insgesamt  
förderfähigen Aufwendungen und soll auf  
200 Mio. EUR pro Anspruchsberechtigten 
für den gesamten  Förderzeitraum begrenzt  
werden.

Die Investitionsprämie beträgt 15 % der be-
antragten Bemessungsgrundlage. Bei einer 
maximal zulässigen Bemessungsgrundlage 
(200 Mio. EUR) kann die Prämie somit höchs-
tens 30 Mio. EUR betragen.

Der elektronische Antrag auf Investitionsprä-
mie soll unabhängig von der Steuererklärung 
beim Finanzamt gestellt werden können. Zu 
beachten ist, dass die Bemessungsgrund-
lage mindestens 10.000 EUR betragen muss 
und jeder Anspruchsberechtigte nach dem 
31.12.2024 und vor dem 1.1.2032 maximal 
vier Anträge stellen kann.

Innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
des Investitionsprämienbescheids soll die 
Prämie aus den Einnahmen an Einkommen-
steuer (bei Steuerpflichtigen i. S. des Körper-

schaftsteuergesetzes aus den Einnahmen an 
Körperschaftsteuer) ausgezahlt werden.

Merke | Die Investitionsprämie soll als er-
folgsneutrale Einnahme behandelt werden. 
Bei Kapitalgesellschaften soll sie in der Ge-
winnrücklage erfasst werden.

Ab dem Zeitpunkt der Festsetzung der In-
vestitionsprämie sollen Abschreibungen von 
den insoweit um die Investitionsprämie ge-
minderten Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten vorzunehmen sein. Folglich reduzieren 
sich die (gewinnmindernden) Abschreibungen 
in den Folgejahren. 

   Personengesellschaftsrechts-
modernisierungsgesetz

Ein (weiteres) Kernelement des Entwurfs ist 
die Anpassung der Abgabenordnung (AO) 
und anderer Steuergesetze an das Personen-
gesellschaftsrechtsmodernisierungsgesetz  
(MoPeG) vom 10.8.2021, das am 1.1.2024 in 
Kraft tritt.

§ 14a AO soll eine Legaldefinition des 
 Begriffs „Personenvereinigung“ enthalten. 
Soweit in der AO und den Steuergesetzen 
Personenvereinigungen genannt werden, 
soll es sich abweichend vom Zivilrecht wie 
bisher nur um Personenzusammenschlüsse 
ohne Rechtspersönlichkeit handeln. Unter-
schieden wird zwischen rechtsfähigen und 
nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen. 
Eine nicht abschließende Auflistung enthält  
§ 14a Abs. 2 und 3 AO.

Merke | Zu den nicht rechtsfähigen Perso-
nenvereinigungen zählen insbesondere die 
Bruchteilsgemeinschaften (§ 741 BGB), die 
Gütergemeinschaften (§ 1415 BGB) und die 
Erbengemeinschaften (§ 2032 BGB).

Weiter auf Seite 6  
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FÜR UNTERNEHMER

Umsatzsteuer: FAQ zu 
Photovoltaikanlagen

FÜR UNTERNEHMER

Broschüre mit Steuer - 
tipps für Existenzgründer 

Auch bei der Bekanntgabe und der Einspruchs-
befugnis bei der gesonderten und einheitli-
chen Feststellung soll zwischen rechtsfähigen 
und nicht rechtsfähigen Personenvereinigun-
gen unterschieden werden. Bei rechtsfähigen 
Personenvereinigungen sollen die  Bescheide 
nicht mehr gegenüber einem Empfangsbevoll-
mächtigten, sondern gegenüber der rechtsfä-
higen Personenvereinigung bekannt gegeben 
werden.

  Option zur Körperschaftsteuer

Nach § 1a KStG können Personenhandels- 
und Partnerschaftsgesellschaften im ertrags-
teuerlichen Bereich wie Körperschaften be-
handelt werden. 

Durch diverse Änderungen möchte die Bun-
desregierung die Option attraktiver machen. 
Beispielsweise sollen nunmehr alle Personen-
gesellschaften zur Körperschaftsbesteuerung 
optieren können.

  Rentenbesteuerung

Der steuerpflichtige Teil der Rente aus einer 
Basisversorgung beträgt bei einem Renten-
beginn im Jahr 2005 oder früher 50 %. Der Be-
steuerungsanteil wird für jeden neuen Rent-
nerjahrgang sukzessive erhöht. Bisher wären 
Renten ab 2040 ( Jahr des Rentenbeginns) zu 
100 % zu berücksichtigen. 

Nun soll der Anstieg des Besteuerungsanteils 
für jeden neuen Renteneintrittsjahrgang ab 
2023 auf einen halben Prozentpunkt jährlich 
reduziert werden (für 2023 nur 82,5 % anstatt 
83 %). 100 % gelten dann erstmals für 2058.

  Weitere Änderungen in Kürze

Ab 2024 soll eine Freigrenze für Einnahmen 
aus Vermietung und Verpachtung gelten. 
Einnahmen i. S. des § 21 Abs. 1 EStG sollen 
steuerfrei sein, wenn die Summe dieser Ein-
nahmen im Veranlagungszeitraum insgesamt 

Das Bundesfinanzministerium hat seinen Fragen-
Antworten-Katalog (FAQ) zum Nullsteuersatz für 
die Lieferungen von Solarmodulen an den Be-
treiber einer Photovoltaikanlage mit Wirkung ab 
1.1.2023 erneut aktualisiert (Stand: 23.6.2023, 
unter www.iww.de/s7492). 

Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen 
hat seine Broschüre mit Steuertipps für Exis-
tenzgründer aktualisiert (Stand: April 2023). 
Die 72-seitige Broschüre (unter www.iww.de/
s6252) enthält z. B. Informationen zum Grün-
dungszuschuss und zeigt, wie eine umsatz-
steuerliche Rechnung aussehen muss. 

weniger als 1.000 EUR betragen hat. Die Ein-
nahmen sollen aber auf Antrag steuerpflichtig 
bleiben, wenn die Ausgaben höher sind.

Geschenke an Geschäftspartner und Kunden 
sind nur dann steuermindernde Betriebsaus-
gaben, wenn eine Grenze eingehalten wird. 
Diese soll ab 2024 von 35 EUR auf 50 EUR er-
höht werden.

Die Grenze für eine Sofortabschreibung von 
geringwertigen Wirtschaftsgütern soll von 
800 EUR auf 1.000 EUR erhöht werden. Für 
Sammelposten (Erhöhung der Grenze von 
1.000 EUR auf 5.000 EUR) soll die Auflösungs-
dauer um zwei auf drei Jahre reduziert wer-
den. Dies soll für Wirtschaftsgüter gelten, die 
nach 2023 angeschafft, hergestellt oder in 
das Betriebsvermögen eingelegt werden.

Auch interessant: Anhebung der Sonderab-
schreibung (§ 7g EStG) für Betriebe, die die 
Gewinngrenze von 200.000 EUR im Jahr vor 
der Investition nicht überschreiten, von 20 % 
auf 50 % der Investitionskosten für nach 2023 
angeschaffte oder hergestellte bewegliche 
Wirtschaftsgüter.

Verpflegungsmehraufwand: Anhebung der 
Pauschalen ab 2024 von 28 EUR auf 30 EUR 
und von 14 EUR auf 15 EUR.

Bei einer Betriebsveranstaltung liegt kein 
Arbeitslohn vor, wenn die Zuwendung den 
Freibetrag von 110 EUR (ab 2024: 150 EUR) 
nicht übersteigt.

Die Freigrenze für private Veräußerungs-
geschäfte soll ab 2024 um 400 EUR auf  
1.000 EUR erhöht werden. 

Ebenfalls geplant
   Befristete Wiedereinführung der de-

gressiven Abschreibung für bewegliche 
Wirtschaftsgüter und befristete Einfüh-
rung einer degressiven Abschreibung für 
Wohngebäude.

   Anhebung der Grenze für die Buchfüh-
rungspflicht bestimmter Steuerpflichtiger 
und der Grenze für die umsatzsteuerliche 
Ist-Besteuerung.

   Erhöhung des Schwellenwerts zur Be-
freiung von der Abgabe von vierteljährli-
chen Umsatzsteuer-Voranmeldungen von 
1.000 EUR auf 2.000 EUR.

   Verbesserung des Verlustabzugs.
   Änderungen bei der Thesaurierungsbe-

günstigung (§ 34a EStG) und der Zins-
schranke.

Quelle | Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitio-
nen und Innovation sowie Steuervereinfachung und Steuerfairness 
(Wachstumschancengesetz), Regierungsentwurf, Bearbeitungsstand: 
29.8.2023
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FÜR GESELLSCHAFTER

EU-Standards zur Nachhaltigkeitsberichterstattung

Am 31.7.2023 hat die EU-Kommission das 
erste vollständige sektorunabhängige Set von 
Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards 
veröffentlicht (= European  Sustainability 
 Reporting Standards, kurz: ESRS). Das Set be-
steht aus zwei allgemeinen Standards, die 
übergreifend für die Erstellung der Nachhal-
tigkeitsberichte anzuwenden sind und zehn 
thematischen Standards, die den drei Berei-
chen der Nachhaltigkeit „Umwelt“, „Soziales“ 
und „Governance“ zugeordnet sind. 

 Hintergrund

Nach § 289d Handelsgesetzbuch (HGB) haben 
die gegenwärtig zur nichtfinanziellen (Kon-
zern-)Berichterstattung verpflichteten Unter-
nehmen ein Wahlrecht: Sie können ein oder 
mehrere nationale, europäische oder inter-
nationale Rahmenwerke zur Erstellung des 
nichtfinanziellen Berichts nutzen oder hier-
auf verzichten (mit Begründungszwang). Im 
Unterschied dazu sind die bislang zur nicht-
finanziellen Berichterstattung verpflichteten 
(Mutter-)Unternehmen, die

   große Kapitalgesellschaften i. S. des  
§ 267 Abs. 3 HGB sind und zugleich 

   eine Kapitalmarktorientierung i. S. des  
§ 264d HGB aufweisen sowie 

FÜR ARBEITNEHMER

Dienstreise: Keine pauschalen Kilometersätze für Fahrten mit dem Fahrrad

Benutzen Arbeitnehmer für Fahrten zur ers-
ten Tätigkeitsstätte ihr Fahrrad, können sie 
die Entfernungspauschale ansetzen. Die Bun-
desregierung hat nun aber ausgeführt, dass 
es bei Fahrten anlässlich einer beruflich ver-
anlassten Auswärtstätigkeit keine pauschalen 
Kilometersätze (0,30 EUR je gefahrenen Kilo-
meter) gibt. 

Die Begründung leuchtet ein. Denn nach  
§ 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 4a S. 2 Einkommensteuer-
gesetz ist anstelle der tatsächlichen Fahrt-
kosten nur dann eine Dienstreisepauschale 
vorgesehen, wenn diese im Bundesreisekos-
tengesetz (BRKG) zu finden ist. In § 5 BRKG 
sind Pauschalen aber nur für die Benutzung 
eines Kraftwagens oder ein anderes motor-
betriebenes Fahrzeug vorgesehen.

Für Dienstreisen mit einem privaten Fahrrad 
können somit nur die entstandenen Fahrtkos-
ten über den anhand der tatsächlichen Auf-
wendungen ermittelten persönlichen Kilome-
tersatz als Werbungskosten geltend gemacht 
werden. 

Quelle | BT-Drs. 20/7889, S. 20 f. vom 28.7.2023

   im Jahresdurchschnitt mehr als 500 be-
schäftigte Arbeitnehmer haben,

zur Beachtung der ESRS bei Erstellung ihrer 
Nachhaltigkeitsberichte bereits für das am 
oder nach dem 1.1.2024 beginnende Ge-
schäftsjahr verpflichtet.

Für ab 2025 beginnende Geschäftsjahre ist 
das Set an ESRS dann von allen anderen (eben-
falls zur Nachhaltigkeitsberichterstattung ver - 
pflichteten) großen Kapital- und großen Per-
sonengesellschaften i. S. des § 264a HGB an-
zuwenden.

Darüber hinaus erlangen die ESRS eine mit-
telbare Bedeutung auch für die weiteren zu-
künftig zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
verpflichteten Unternehmen. Hierbei handelt 
es sich um:

Gruppe 1: Kleine und mittelgroße kapital-
marktorientierte Kapitalgesellschaften (aus-
genommen: Kleinst-Gesellschaften sowie 
nicht komplexe Kreditinstitute und firmen-
eigene Versicherungsunternehmen). Hier 
muss die erstmalige Erstellung eines Nach-
haltigkeitsberichts grundsätzlich für die ab 
dem 1.1.2026 beginnenden Geschäftsjahre 
erfolgen.

Beachten Sie | Es besteht die Möglichkeit 
der Verschiebung der erstmaligen Erstellung 
eines Nachhaltigkeitsberichts auf die ab dem 
1.1.2028 beginnenden Geschäftsjahre bei 
entsprechender kurzer Begründung im Lage-
bericht.

Gruppe 2: Außerhalb der EU ansässige Dritt-
staat-Unternehmen, wenn sie in den beiden 
letzten aufeinander folgenden Geschäftsjah-
ren in der EU Nettoumsatzerlöse von jeweils 
mehr als 150 Mio. EUR erzielt haben und in 
der EU ein großes Tochterunternehmen (TU), 
oder ein kleines oder mittelgroßes kapital-
marktorientiertes TU beherrschen oder bei 
Fehlen eines solchen TU eine in der EU be-
legene Zweigniederlassung mit einem Netto-
umsatz von mehr als 40 Mio. EUR haben. Hier 
ist ein konsolidierter Nachhaltigkeitsbericht 
für ab dem 1.1.2028 beginnende Geschäfts-
jahre zu erstellen.

Merke | Für diese beiden Gruppen sollen je-
weils eigene Sets von Standards zur Nachhal-
tigkeitsberichterstattung bis zum 30.6.2024 
erlassen werden. Die Unternehmen können 
dann das jetzt vorliegende allgemeine Stan-
dard-Set verwenden oder die noch zu erlas-
senden speziellen Standards für die jeweilige 
Gruppe.

Quelle | Das vollständige Set der ESRS (veröffentlicht als Annex 1 to the Commission Delegated Regulation supplementing Directive 2013/34/EU as regards sustainability reporting standards) ist abrufbar unter  
www.iww.de/s8544.
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